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Artikel 1¹)

Änderung des Hessischen  
Beamtengesetzes

Das Hessische Beamtengesetz vom  
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 508), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30. September 
2021 (GVBl. S. 622), wird wie folgt geändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert:

a)  Die Angabe zu § 45 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 45  Erscheinungsbild der Beamtinnen 
und Beamten“

b)  Die Angabe zu § 53 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 53 Rufbereitschaft“

2.  In § 4 Abs. 2 Satz 7 werden nach dem  
Wort „zulässig“ ein Komma und die Wörter 
„es sei denn, wegen Elternzeit konnte die 
Mindestprobezeit nicht geleistet werden“ 
eingefügt.

3.  § 7 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Nr. 5 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt.

bb) Als Nr. 6 wird angefügt:

„6.  der Präsidentin oder des Präsi-
denten des Hessischen Landes-
kriminalamts.“.

b)  In Abs. 2 wird nach der Angabe „§ 8  
Abs. 2,“ die Angabe „§ 10 Abs. 2,“ ein-
gefügt.

4. § 14 Abs. 2 und 3 wird wie folgt gefasst:

„(2) Eine im Bereich des Bundes oder 
eines anderen Bundeslandes erworbene 
Laufbahnbefähigung soll als Befähigung 
für eine Laufbahn vergleichbarer Fachrich-
tung in Hessen anerkannt werden, wenn 
sie den Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 
bis 5 entspricht. Die Anerkennung und die 
Entscheidung über die Zuordnung zu einer 
Laufbahn trifft die Einstellungsbehörde.

(3) Entspricht die Laufbahnbefähi-
gung nicht den Voraussetzungen des  
§ 15 Abs. 2 bis 5, entscheidet die oberste 
Dienstbehörde mit Zustimmung des für die 
Gestaltung der jeweiligen Laufbahn zu-
ständigen Ministeriums und im Benehmen 
mit der Direktorin oder dem Direktor des 
Landespersonalamts unter Berücksichti-
gung der vorhandenen Berufserfahrung 
über die Anerkennung und die Zuordnung 
der Laufbahnbefähigung. Die Anerken-
nung kann vom Ableisten einer Unterwei-
sung oder von Fortbildungsmaßnahmen 
abhängig gemacht werden.“

5. § 15 wird wie folgt geändert:

a)  Dem Abs. 3 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Im Fall von Satz 1 Nr. 2 Buchst. b sind die 
sonstigen Voraussetzungen auch dann 
gegeben, wenn neben dem Studium er-
forderliche Ausbildungs- und Prüfungs-
teile bei einer Behörde absolviert werden, 
sofern die einschlägige Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung das vorsieht.“

b) Abs. 4 Satz 2 wird aufgehoben.

c) Als neuer Abs. 5 wird eingefügt:

„(5) Die Laufbahnbefähigung für 
den höheren allgemeinen Verwaltungs-
dienst sowie für den gehobenen und 
den höheren Justizdienst hat, wer die 
Befähigung zum Richteramt besitzt.“¹) Ändert FFN 320-198

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Drittes Gesetz 
zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften (3. DRÄndG)
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d)  Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6 und fol-
gender Satz wird angefügt:

„Eine Berufsausbildung nach Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 Buchst. b oder ein Studi-
enabschluss nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 
Buchst. b entspricht inhaltlich den An-
forderungen eines Vorbereitungsdiens-
tes, wenn

1.  die Berufsausbildung oder das Studi-
um die wesentlichen Inhalte des Vor-
bereitungsdienstes in gleicher Breite 
und Tiefe vermitteln und

2.  die abschließende Prüfung der ent-
sprechenden Laufbahnprüfung 
gleichwertig ist.“

 6.  § 17 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Der Vorbereitungsdienst wird im 
Beamtenverhältnis auf Widerruf abge-
leistet. Soweit der Vorbereitungsdienst 
auch Voraussetzung für die Ausübung 
eines Berufs außerhalb des öffentlichen 
Dienstes ist, kann er auch in einem 
öffentlich-rechtlichen Ausbildungsver-
hältnis außerhalb des Beamtenverhält-
nisses abgeleistet werden. Die für die 
Gestaltung der Laufbahn zuständige 
Fachministerin oder der Fachminis-
ter kann in Rechtsverordnungen nach  
§ 23 Abs. 3 ausnahmsweise zulassen, 
dass die einstellende Behörde bei Vor-
liegen eines dienstlichen Interesses von  
Satz 1 abweichen kann.“

 7.  § 19 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 wird nach dem Wort „Be-
werbern“ die Angabe „nach § 8  
Abs. 2 Satz 1“ eingefügt.

b)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Über die Anerkennung der Befähi-
gung der Bewerberin oder des Be-
werbers entscheidet die Direktorin 
oder der Direktor des Landesperso-
nalamts im Einvernehmen mit dem 
für die Dienstaufsicht zuständigen Mi-
nisterium und im Benehmen mit der 
Landespersonalkommission.“

c)  In Satz 4 wird das Wort „stellt“ durch 
„erkennt“ und das Wort „fest“ durch 
„an“ ersetzt.

 7a.  In § 23 Abs. 3 Satz 7 wird nach der An-
gabe „Abs. 3“ die Angabe „Satz 1“ ein-
gefügt.

 8.  § 28 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2.

 9.   § 30 Abs. 2 Satz 2 und 3 wird wie folgt 
gefasst:

„Einer entlassenen Beamtin oder einem 
entlassenen Beamten kann die obers-
te Dienstbehörde erlauben, die Amts-
bezeichnung mit dem Zusatz „außer 
Dienst (a.D.)“ sowie die mit dem Amt 
verliehenen Titel zu führen. Die Erlaub-
nis kann widerrufen werden, wenn die 
frühere Beamtin oder der frühere Beam-
te sich ihrer als nicht würdig erweist.“

10.   In § 44 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter 
„oder einer gleichwertigen“ gestrichen.

10a.   § 45 wird wie folgt gefasst:

„§ 45

Erscheinungsbild der Beamtinnen  
und Beamten 

(§ 34 Beamtenstatusgesetz)

Über Einschränkungen oder Unter-
sagungen in Bezug auf das Erschei-
nungsbild der Beamtinnen und Beam-
ten bei der Ausübung des Dienstes oder 
bei einer Tätigkeit mit unmittelbarem 
Dienstbezug nach § 34 Abs. 2 Satz 2 bis 
4 des Beamtenstatusgesetzes entschei-
det die oberste Dienstbehörde.“

11.  § 53 wird wie folgt gefasst:

„§ 53

Rufbereitschaft

(1) Wenn besondere dienstliche Ver-
hältnisse es dringend erfordern, können 
Beamtinnen und Beamte angewiesen 
werden, während der dienstfreien Zeit 
den Aufenthaltsort so zu wählen, dass 
sie erreichbar sind, um bei Bedarf den 
Dienst aufnehmen zu können (Rufbe-
reitschaft).

(2) Zeiten der Rufbereitschaft sind 
keine Arbeitszeit. Schriftlich oder elek-
tronisch angeordnete oder genehmigte 
Rufbereitschaft wird zu einem Achtel in-
nerhalb von zwölf Monaten durch Frei-
zeit ausgeglichen. Soweit ein Ausgleich 
durch Freizeit aus zwingenden dienst-
lichen Gründen nicht möglich ist, kann 
Beamtinnen und Beamten nach § 50 
Abs. 2 Satz 1, § 56a Abs. 2 Nr. 2 des 
Hessischen Besoldungsgesetzes ein 
finanzieller Ausgleich gewährt werden.

(3) Werden Beamtinnen und Beamte 
während der Rufbereitschaft dienstlich 
tätig, ist die Zeit der dienstlichen Tätig-
keit Arbeitszeit.“

12.   In § 55 Abs. 1 werden nach dem Wort 
„nachkommen“ die Wörter „oder wenn 
sie im Zusammenhang mit dem Bezug 
von Leistungen des Dienstherrn vor-
werfbar falsche oder unvollständige An-
gaben machen“ eingefügt.

13.  § 58 Abs. 4 wird aufgehoben.

14.   § 59 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Auf Antrag wird der Beamtin oder dem 
Beamten nach Beendigung des Beam-
tenverhältnisses oder zum Zweck der 
Bewerbung bei einem anderen Dienst-
herrn oder Arbeitgeber von der oder 
dem Dienstvorgesetzten ein Dienst-
zeugnis über Art und Dauer der von ihr 
oder ihm bekleideten Ämter erteilt.“

14a.  In § 60 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem 
Wort „Schulen“ die Wörter „sowie an der 
Landesfinanzschule Hessen und der 
Ausbildungsstätte für den mittleren Jus-
tizdienst“ eingefügt.

15.   In § 73 Abs. 4 wird die Angabe „Abs. 1“ 
gestrichen.
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schen Vollendung des 110. Lebensjahres 
oder bis zum Bekanntwerden des Able-
bens der möglichen Anspruchsberechtig-
ten“ ersetzt.

19.  In § 99 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter 
„für Integration und Europa,“ gestrichen.

20. Nach § 120 wird als § 120a eingefügt:

„§ 120a

Übergangsregelung

§ 7 Abs. 1 Nr. 6 findet keine Anwen-
dung auf die Beamtin oder den Beamten, 
die oder der das Amt am 23. November 
2021 innehat.

Artikel 2²)

Änderung des Hessischen  
Disziplinargesetzes

Das Hessische Disziplinargesetz vom  
21. Juli 2006 (GVBl. I S. 394), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 21. Juni 2018 (GVBl. 
S. 291), wird wie folgt geändert:

1.  In § 14 Satz 1 wird das Wort „drei“ durch 
„fünf“ ersetzt.

2.  In § 17 Abs. 1 Nr. 2 werden nach dem Wort 
„anzuhalten“ die Wörter „oder das Anse-
hen des Berufsbeamtentums zu wahren“ 
eingefügt.

3. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Ein Disziplinarverfahren wird nicht ein-
geleitet, wenn zu erwarten ist, dass eine 
Disziplinarmaßnahme nach § 17, oder 
wenn feststeht, dass eine Disziplinar-
maßnahme nach § 18 nicht ausgespro-
chen werden darf.“

b)  In Abs. 3 Satz 2 werden die Wörter 
„Eine Einstellung“ durch „Ein Absehen 
von der Einleitung“ ersetzt.

4.  In § 23 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem 
Wort „Einleitung“ ein Komma und die Wör-
ter „Ausdehnung und Beschränkung“ ein-
gefügt.

5.  In § 36 Abs. 2 Nr. 3 wird die Angabe „§ 73“ 
durch „§ 72“ ersetzt.

Artikel 3³)

Änderung des Hessischen  
Besoldungsgesetzes

Das Hessische Besoldungsgesetz vom 
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 256, 508), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 30. Sep-
tember 2021 (GVBl. S. 622), wird wie folgt 
geändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert:

a)  Nach der Angabe zu § 41 wird folgende 
Angabe eingefügt:

„§ 41a  Finanzieller Ausgleich bei Ruf-
bereitschaft“

b)  Die Angabe zu § 50 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 50  Mehrarbeitsvergütung und pau-
schale Abgeltung bei Rufbereit-
schaft“

16.  § 80 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Berücksichtigungsfähige Angehörige der 
beihilfeberechtigten Person sind

1.  die Ehegattin, der Ehegatte, die Le-
benspartnerin oder der Lebenspartner; 
ihre Aufwendungen nach den §§ 6 bis 
11a der Hessischen Beihilfenverord-
nung sind beihilfefähig, soweit deren 
oder dessen Gesamtbetrag der Ein-
künfte nach § 2 Abs. 3 des Einkom-
mensteuergesetzes in der Fassung 
vom 8.Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 
3862), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1498), 
in der jeweils geltenden Fassung, im 
zweiten Kalenderjahr vor der Stellung 
des Beihilfeantrags das Zweifache des 
Grundfreibetrags nach § 32a Abs. 1 
Nr. 1 des Einkommenssteuergesetzes 
nicht übersteigt, sowie

2.  ihre im Familienzuschlag nach dem 
Hessischen Besoldungsgesetz be-
rücksichtigungsfähigen Kinder; befin-
den sich Kinder nach Vollendung des 
25. Lebensjahres noch in Schul- oder 
Berufsausbildung, sind sie für bis zu 
einem Jahr weiter berücksichtigungs-
fähig, wenn die Ausbildung durch ei-
nen freiwilligen Wehrdienst nach § 58b 
des Soldatengesetzes in der Fassung 
vom 30. Mai 2005 (BGBl. I S. 1482), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom  
9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1614), einen 
Freiwilligendienst nach dem Bundes-
freiwilligendienstgesetz vom 28. April 
2011 (BGBl. I S. 687), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 12. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2652), oder dem Jugend-
freiwilligendienstegesetz vom 16. Mai 
2008 (BGBl. I S. 842), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 12. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2652), oder einen vergleich-
baren anerkannten Freiwilligendienst 
oder durch eine Tätigkeit als Entwick-
lungshelfer im Sinne des § 1 Abs. 1 
des Entwicklungshelfer-Gesetzes vom 
18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23. Mai 
2017 (BGBl. I S. 1228), unterbrochen 
oder verzögert worden ist.“

17. § 81 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden die Wörter „oder in-
folge“ gestrichen.

b)  Nach Satz 2 wird folgender Satz ein-
gefügt:

„Bei Schäden an einem privaten Kraft-
fahrzeug, dessen Benutzung zur 
Durchführung einer Dienstreise ange-
ordnet oder genehmigt wurde, kann 
auch in Fällen von grober Fahrlässig-
keit Sachschadensersatz gewährt wer-
den, wenn der Gesamtschaden mehr 
als 500 Euro beträgt.“

18.  In § 92 Abs. 3 wird die Angabe „30 Jahre“ 
durch „darüber hinaus bis zur rechneri-

²) Ändert FFN 325-30
³) Ändert FFN 323-153
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Rufbereitschaft nach § 53 Abs. 2 Satz 2 
des Hessischen Beamtengesetzes aus 
zwingenden dienstlichen Gründen nicht 
innerhalb von zwölf Monaten durch Frei-
zeit ausgeglichen werden kann. In der 
Verordnung nach Satz 1 kann auch 
eine Regelung zur Gewährung einer 
pauschalen Abgeltung bei Einsätzen im 
Rahmen der Rufbereitschaft getroffen 
werden.“

6. § 56a wird wie folgt gefasst:

„§ 56a

Geltung für Polizeivollzugsbeamtinnen  
und Polizeivollzugsbeamte

„(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, 
gelten für Polizeivollzugsbeamtinnen und 
Polizeivollzugsbeamte die §§ 45 bis 56 mit 
Ausnahme des § 50 Abs. 2 Satz 2.

(2) Die für das Dienstrecht der Polizei-
vollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugs-
beamten zuständige Ministerin oder der 
hierfür zuständige Minister wird ermäch-
tigt, für Polizeivollzugsbeamtinnen und 
Polizeivollzugsbeamte durch Rechtsver-
ordnung abweichend von

1.  § 50 Abs. 1 Satz 1 und 2 die Gewäh-
rung einer Vergütung für Mehrarbeit zu 
regeln, soweit die über die regelmäßige 
Arbeitszeit hinaus geleistete Arbeitszeit 
nicht durch entsprechende Dienstbe-
freiung ausgeglichen wird,

2.  § 50 Abs. 2 Satz 1 die ausgleichbaren 
Zeiten einer Rufbereitschaft zu regeln.“

7.  § 72 Abs. 1 Satz 2 und 3 wird wie folgt 
gefasst:

„Abweichend von Satz 1 gilt die in Satz 1 
Nr. 1 genannte Verordnung nur bis zum In-
krafttreten einer Verordnung aufgrund des 
§ 50, für die Polizeivollzugsbeamtinnen 
und Polizeivollzugsbeamten nur bis zum 
Inkrafttreten einer Verordnung aufgrund 
des § 56a. Abweichend von Satz 1 gilt 
die in Satz 1 Nr. 3 genannte Verordnung 
nicht für die Beamtinnen und Beamten im 
Gerichtsvollzieherdienst und die Vollzie-
hungsbeamtinnen und Vollziehungsbeam-
ten der Steuerverwaltung fort.“

8. Die Anlage I wird wie folgt geändert:

a)  Die Vorbemerkungen werden wie folgt 
geändert:

aa)  In Nr. 2 Abs. 1 Nr. 7 wird nach dem 
Wort „Bibliotheks-“ das Wort „Biolo-
gie-“ eingefügt.

bb)  In Nr. 3 Abs. 1 Nr. 1 wird nach dem 
Wort „eines“ das Wort „bemannten“ 
eingefügt.

b)  Die Besoldungsordnung A wird wie folgt 
geändert:

aa)  Die Besoldungsgruppe A 11 wird 
wie folgt geändert:

aaa)  Nach dem Wort „Richtung“ 
wird die Angabe „⁴“ jeweils 
durch „⁵“ ersetzt.

2. § 3 Abs. 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) Für die Zahlung der Besoldung 
nach § 1 Abs. 2 und 3 hat die Empfängerin 
oder der Empfänger auf Verlangen der zu-
ständigen Behörde ein Konto anzugeben 
oder einzurichten, für das die Verordnung 
(EU) Nr. 260/2012 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 14. März 2012 
zur Festlegung der technischen Vorschrif-
ten und der Geschäftsanforderungen für 
Überweisungen und Lastschriften in Euro 
und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 924/2009 (ABl. EU Nr. L 94 S. 22), ge-
ändert durch Verordnung (EU) vom 26. Fe-
bruar 2014 (ABl. EU Nr. L 84 S. 1), gilt. Die 
Übermittlungskosten, mit Ausnahme der 
Kosten für die Gutschrift auf dem Konto der 
Empfängerin oder des Empfängers, trägt 
der Dienstherr, die Kontoeinrichtungs-, 
Kontoführungs- oder Buchungsgebühren 
trägt die Empfängerin oder der Empfänger. 
Bei einer Überweisung auf ein außerhalb 
der Europäischen Union geführtes Konto 
trägt die Empfängerin oder der Empfänger 
die Kosten.“

3.  Nach § 22 Abs. 1 Satz 3 wird folgender 
Satz eingefügt:

„Ist der Beamtin, dem Beamten, der Rich-
terin oder dem Richter noch kein Amt 
verliehen worden, so bestimmt sich das 
Grundgehalt der Richterin oder des Rich-
ters, der Staatsanwältin oder des Staats-
anwaltes nach der Besoldungsgruppe R 1, 
das Grundgehalt der anderen Beamtinnen 
und Beamten nach der Besoldungsgruppe 
des jeweiligen Eingangsamtes.“

4. Nach § 41 wird als § 41a eingefügt:

„§ 41a

Finanzieller Ausgleich  
bei Rufbereitschaft

Die für Justiz zuständige Ministerin oder 
der hierfür zuständige Minister wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit der für das 
Recht des öffentlichen Dienstes zuständi-
gen Ministerin oder dem hierfür zuständi-
gen Minister durch Rechtsverordnung ei-
nen pauschalen finanziellen Ausgleich für 
die Richterinnen und Richter sowie Staats-
anwältinnen und Staatsanwälte für die von 
ihnen wahrzunehmende Rufbereitschaft 
zu regeln. In der Verordnung nach Satz 1 
kann auch eine Regelung zur Gewährung 
einer pauschalen Abgeltung bei Einsätzen 
im Rahmen der Rufbereitschaft getroffen 
werden.“

5. § 50 wird wie folgt geändert:

a)  D ie Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 50

Mehrarbeitsvergütung und  
pauschale Abgeltung  
bei Rufbereitschaft“

b) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

c) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die Landesregierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung ei-
nen finanziellen Ausgleich für Beamtin-
nen und Beamte zu regeln, soweit die 
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amts Frankfurt am Main“ ein-
gefügt und nach den Wörtern 
„Finanzpräsident - als Leiter 
der Abteilung Landesdiens-
te - Hessisches Competence 
Center für Neue Verwaltungs-
steuerung - bei der Oberfinanz-
direktion Frankfurt am Main“ 
werden die Wörter „Leitende 
Finanzdirektorin - als Leiterin 
der Finanzämter Darmstadt, 
Gießen, Kassel, Offenbach 
am Main oder Wiesbaden“ und 
„Leitender Finanzdirektor - als 
Leiter der Finanzämter Darm-
stadt, Gießen, Kassel, Offen-
bach am Main oder Wiesba-
den“ eingefügt.

bb)  In der Besoldungsgruppe B 3 wer-
den nach der Angabe „Leitender 
Baudirektor - als Leiter einer gro-
ßen und bedeutenden Organisa-
tionseinheit bei der Stadt Frankfurt 
am Main⁵)“ die Wörter „Leitende 
Finanzdirektorin - als Leiterin des 
Finanzamts Frankfurt am Main“ und 
„Leitender Finanzdirektor - als Lei-
ter des Finanzamts Frankfurt am 
Main“ eingefügt.

9.  Die Anlage IX Abs. 2 wird wie folgt geän-
dert:

a) Als neue Nr. 7 wird eingefügt:

„7.  höherer Dienst der Steuerverwaltung 
in den Besoldungsgruppen A 15, A 
16 und B 2 nach Einzelbewertung 
zusammen

45 Prozent,

in den Besoldungsgruppen A 16 und 
B 2 zusammen

15 Prozent;

die Prozentsätze beziehen sich auf 
die Gesamtzahl der Planstellen die-
ser Laufbahnen in den Besoldungs-
gruppen A 13 bis A 16 und B 2;“

b)  Die bisherigen Nr. 7 bis 9 werden die 
Nr. 8 bis 10.

Artikel 4⁴)
Änderung des Hessischen  

Beamtenversorgungsgesetzes

Das Hessische Beamtenversorgungsge-
setz vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 312), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 
2020 (GVBl. S. 430), wird wie folgt geändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert:

a)  Die Angabe zu § 35 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 35  Anspruchsberechtigung und Mit-
wirkungspflicht“

b)  Die Angabe zu § 40 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 40  Unfallausgleich und Angriffsent-
schädigung“

2.  In § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 wird das Wort 
„Beendigung“ durch „Beginn“ ersetzt und 
werden die Wörter „öffentlichen Belan-

bbb)  Als Fußnote 5 wird angefügt:

„⁵ Soweit nicht als Fachlehrerin 
oder Fachlehrer nach Fußnote 
2, als Eingangsamt.“

bb)  In der Besoldungsgruppe A 16 wer-
den nach der Angabe „- als Leiter 
einer Gesamtschule ohne Oberstu-
fe mit mehr als 1 000 Schülerinnen 
und Schülern“ die Wörter „Finanz-
direktorin - als Leiterin eines Ge-
schäftsbereichs in den Finanzäm-
tern Darmstadt, Frankfurt am Main, 
Gießen, Kassel, Offenbach am Main 
oder Wiesbaden“ und „Finanzdirek-
tor - als Leiter eines Geschäftsbe-
reichs in den Finanzämtern Darm-
stadt, Frankfurt am Main, Gießen, 
Kassel, Offenbach am Main oder 
Wiesbaden“ eingefügt.

c)  Die Besoldungsordnung B wird wie folgt 
geändert:

aa)  Die Besoldungsgruppe B 2 wird wie 
folgt geändert:

aaa)  Nach den Wörtern „- als Ver-
treterin der Leiterin oder des 
Leiters der Landeszentralab-
teilung bei der Oberfinanz-
direktion Frankfurt am Main“ 
werden die Wörter „- als Ver-
treterin der Leiterin oder des 
Leiters der Besitz- und Ver-
kehrssteuerabteilung bei der 
Oberfinanzdirektion Frankfurt 
am Main“ eingefügt und nach 
den Wörtern „- als Vertreter der 
Leiterin oder des Leiters der 
Landeszentralabteilung bei 
der Oberfinanzdirektion Frank-
furt am Main“ werden die Wör-
ter „- als Vertreter der Leiterin 
oder des Leiters der Besitz- 
und Verkehrssteuerabteilung 
bei der Oberfinanzdirektion 
Frankfurt am Main“ eingefügt.

bbb)  Nach den Wörtern „- bei einem 
Polizeipräsidium“ werden je-
weils die Wörter „- bei dem 
Hessischen Landeskriminal-
amt“ eingefügt und nach den 
Wörtern „Direktor des Ab-
teilungsstabes beim Polizei-
präsidium Frankfurt am Main“ 
werden die Wörter „Direktorin 
des Hessischen Landesprü-
fungs- und Untersuchungs-
amtes im Gesundheitswesen“ 
und „Direktor des Hessischen 
Landesprüfungs- und Untersu-
chungsamtes im Gesundheits-
wesen“ eingefügt.

ccc)  Nach der Angabe „Direktor ei-
ner kommunalen Versorgungs-
kasse¹)“ werden die Wörter „Fi-
nanzdirektorin - als Leiterin des 
Zentralbereichs des Finanz-
amts Frankfurt am Main“ und 
„Finanzdirektor - als Leiter des 
Zentralbereichs des Finanz-

⁴) Ändert FFN 320-199
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Ausgleichsrente nach den §§ 25 und 
26 in Verbindung mit § 20 des Versor-
gungsausgleichsgesetzes vom 3. April 
2009 (BGBl. I S. 700), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 12. Mai 2021 (BGBl. I 
S. 1085).“

b) Als Abs. 5 wird angefügt:

„(5) Bei einem Anspruch auf interne 
Teilung nach § 10 Abs. 1 des Versor-
gungsausgleichsgesetzes richten sich 
die Voraussetzungen und der Beginn 
der Zahlung nach dem Sechsten Buch 
Sozialgesetzbuch entsprechend der 
externen Teilung nach § 14 des Versor-
gungsausgleichsgesetzes. Mit dem Tod 
der ausgleichsberechtigten Person geht 
der Anspruch auf die Hinterbliebenen 
über.“

7. § 34 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „der 
Witwen, Witwer und Waisen auf Versor-
gungsbezüge“ durch „auf Hinterbliebe-
nenversorgung“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Das Waisengeld wird nach Voll-
endung des 18. Lebensjahres auf An-
trag längstens bis zur Vollendung des 
27. Lebensjahres gewährt, solange die 
Waise

1.  sich in der Schul- oder Berufsausbil-
dung befindet,

2.  einen freiwilligen Dienst im Sinne des 
§ 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d des 
Einkommensteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 
3862), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1498), 
leistet,

3.  sich in einer Übergangszeit von 
höchstens vier Kalendermonaten 
befindet, die zwischen zwei Aus-
bildungsabschnitten oder zwischen 
einem Ausbildungsabschnitt und der 
Ableistung des gesetzlichen Wehr- 
oder Zivildienstes oder der Ableistung 
eines freiwilligen Dienstes im Sinne 
der Nr. 2 liegt, oder

4.  wegen körperlicher, geistiger oder 
seelischer Behinderung außerstande 
ist, sich selbst zu unterhalten.

Im Falle des Satz 1 Nr. 4 wird das Wai-
sengeld ungeachtet der Höhe eines ei-
genen Einkommens dem Grunde nach 
gewährt; soweit ein eigenes Einkommen 
der Waise das Zweifache des Mindest-
vollwaisengeldes nach § 14 Abs. 4  
Satz 2 in Verbindung mit § 30 Abs. 1 
übersteigt, wird es zur Hälfte auf das 
Waisengeld zuzüglich des Unterschieds-
betrags nach § 55 Abs. 1 angerechnet.“

c) Als Abs. 3 und 4 werden eingefügt:

„(3) In den Fällen des Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 wird eine Waise, die

1.  den gesetzlichen Grundwehrdienst 
oder Zivildienst geleistet hat,

2.  sich anstelle des gesetzlichen Grund-
wehrdienstes freiwillig für die Dauer 

gen oder dienstlichen Interessen“ durch 
„dienstlichen Interessen oder öffentlichen 
Belangen“ ersetzt.

3.  § 11 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Nr. 2 wird das Komma durch 
das Wort „oder“ ersetzt.

bbb) Nr. 3 wird aufgehoben.

ccc) Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 3.

ddd)  In Nr. 3 werden nach dem Wort 
„Wehrdienst“ die Wörter „oder 
vergleichbaren zivilen Ersatz-
dienst“ eingefügt.

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Beim Zusammentreffen von Zeiten 
nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. b und § 10 
können diese insgesamt nach § 11 
zusammengefasst werden.“

b) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Zeit, während der die Beamtin oder 
der Beamte vor der Berufung in das Be-
amtenverhältnis hauptberuflich
1.  besondere Fachkenntnisse erworben 

hat, die die notwendige Vorausset-
zung für die Wahrnehmung ihres oder 
seines Amtes bilden,

2.  als Rechtsanwältin oder Rechtsan-
walt mit Zulassung tätig war, wenn 
diese Tätigkeit in einem inneren Zu-
sammenhang mit dem Beginn des 
Beamtenverhältnisses steht, oder

3.  als Entwicklungshelferin oder Ent-
wicklungshelfer im Sinne des § 1 des 
Entwicklungshelfer-Gesetzes vom 
18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23. Mai 
2017 (BGBl. I S. 1228), tätig gewe-
sen ist,

kann zur Hälfte, insgesamt bis zu zehn 
Jahren, als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
berücksichtigt werden.“

4. § 13 wird wie folgt geändert:

a)  Dem Abs. 7 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Ein Studium nach § 12 während eines 
bestehenden Beamtenverhältnisses, 
das zu einer Ernennung führt, hat auf-
füllende Wirkung bis zur Vollzeitanrech-
nung.“

b) Abs. 9 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 2 werden die Wörter „bis 
kein Ruhensbetrag mehr verbleibt“ 
durch „solange ein Ruhensbetrag 
noch positiv ist“ ersetzt.

bb) Als Satz 3 wird angefügt:

„§ 59 Abs. 3 gilt entsprechend.“

5.  In § 23 Abs. 2 Nr. 2 werden die Wörter „der 
letzten Krankheit oder“ gestrichen.

6. § 28 wird wie folgt geändert:

a)  Dem Wortlaut des Abs. 2 wird folgender 
Satz vorangestellt:

„Abs. 1 Satz 1 gilt entsprechend bei 
einem Anspruch auf schuldrechtliche 



Nr. 46 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 23. November 2021724

der dienstlichen Verrichtung der Ge-
fahr einer Erkrankung an bestimmten 
Krankheiten besonders ausgesetzt ist, 
an dieser Krankheit, so gilt die Erkran-
kung als Dienstunfall, es sei denn, dass 
die Beamtin oder der Beamte sich die 
Krankheit außerhalb des Dienstes zu-
gezogen hat. Die Erkrankung gilt jedoch 
stets als Dienstunfall, wenn sie durch 
gesundheitsschädigende Verhältnisse 
verursacht worden ist, denen die Beam-
tin oder der Beamte am Ort ihres oder 
seines dienstlich angeordneten Auf-
enthalts im Ausland besonders ausge-
setzt war. Als Krankheiten im Sinne des  
Satz 1 kommen die in der Anlage 1 der 
Berufskrankheiten-Verordnung vom  
31. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2623), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom  
12. Juni 2020 (BGBl. I S. 1248), in der 
jeweils geltenden Fassung genannten 
Krankheiten mit den dort bezeichneten 
Maßgaben in Betracht. Für die Fest-
stellung einer Krankheit als Dienstun-
fall sind auch den Versicherungsschutz 
nach § 2, § 3 oder § 6 des Siebten Bu-
ches Sozialgesetzbuch begründende 
Tätigkeiten zu berücksichtigen, wenn 
sie ihrer Art nach geeignet waren, die 
Krankheit zu verursachen, und die 
schädigende Einwirkung überwiegend 
durch dienstliche Verrichtungen nach 
Satz 1 verursacht worden ist.“

d)  In Abs. 5 werden die Wörter „öffentli-
chen Belangen oder dienstlichen Inte-
ressen“ durch „dienstlichen Interessen 
oder öffentlichen Belangen“ ersetzt und 
werden die Wörter „oder infolge“ gestri-
chen.

10.  In § 37 Abs. 3 Satz 3 wird das Wort 
„schriftlich“ gestrichen.

11.  In § 38 Satz 1 werden nach dem Wort 
„dafür“ die Wörter „in angemessenem 
Umfang“ eingefügt.

12. § 39 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3.  die notwendige Pflege und die 
notwendigen wohnumfeldver-
bessernden Maßnahmen nach 
Maßgabe des § 41 Abs. 4 des 
Siebten Buches Sozialgesetz-
buch,“

bb) Nr. 5 wird aufgehoben.

cc) Die bisherige Nr. 6 wird Nr. 5.

dd) Folgender Satz wird angefügt:

„Für am 30. November 2021 be-
standskräftig festgesetzte Kosten 
für außergewöhnlichen Kleider- 
und Wäscheverschleiß gilt § 39 
Abs. 1 Nr. 5 in der bis zum 30. No-
vember 2021 geltenden Fassung 
fort.“

von nicht mehr als drei Jahren zum 
Wehrdienst verpflichtet hat oder

3.  eine vom gesetzlichen Wehrdienst 
oder Zivildienst befreiende Tätigkeit 
als Entwicklungshelferin oder Ent-
wicklungshelfer im Sinne des § 1  
Abs. 1 des Entwicklungshelfer-Geset-
zes ausgeübt hat,

für einen der Dauer dieser Dienste oder 
der Tätigkeit entsprechenden Zeitraum, 
höchstens für die Dauer des inländi-
schen Grundwehrdienstes oder bei an-
erkannten Kriegsdienstverweigerern 
für die Dauer des inländischen gesetz-
lichen Zivildienstes, über das vollendete 
27. Lebensjahr hinaus berücksichtigt. 
Wird der gesetzliche Grundwehrdienst 
oder Zivildienst in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem 
Staat, auf den das Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum Anwen-
dung findet, geleistet, so ist die Dauer 
dieses Dienstes maßgebend.

(4) Das Waisengeld nach Abs. 2  
Satz 1 Nr. 4 wird über das vollendete 
27. Lebensjahr hinaus gewährt, wenn

1.  die Behinderung bei Vollendung des 
27. Lebensjahres bestanden hat oder 
bis zu dem sich nach Abs. 3 ergeben-
den Zeitpunkt eingetreten ist, wenn 
die Waise sich in verzögerter Schul- 
oder Berufsausbildung befunden hat, 
und

2.  die Waise ledig oder verwitwet ist 
oder ihr Ehegatte oder früherer Ehe-
gatte ihr keinen ausreichenden Un-
terhalt leisten kann oder dem Grunde 
nach nicht unterhaltspflichtig ist und 
sie nicht unterhält.“

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 5.

8.  § 35 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 35

Anspruchsberechtigung und  
Mitwirkungspflicht“

b) Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Wer Dienstunfallfürsorgeleistun-
gen beantragt oder erhält, hat gegen-
über der zuständigen Dienstbehörde 
alle Tatsachen anzugeben, die für die 
Leistung erheblich sind. § 67 Abs. 2 
Satz 2 und Abs. 3 gilt entsprechend.“

9. § 36 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „oder 
infolge“ gestrichen.

b)  Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„1.  ihr oder sein dem Grunde nach kin-
dergeldberechtigendes Kind wegen 
ihrer oder seiner beruflichen Tätig-
keit oder der beruflichen Tätigkeit 
des jeweils anderen Elternteils frem-
der Obhut anvertraut wird oder“

c) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Erkrankt eine Beamtin oder ein 
Beamter, die oder der wegen der Art 
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d)  Die bisherigen Abs. 2 und 3 werden die 
Abs. 3 und 4.

e)  Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und in 
Satz 1 werden die Wörter „oder Heilan-
staltspflege“ gestrichen.

f)  Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6.

g)  Als Abs. 7 wird angefügt:

„(7) Eine Beamtin oder ein Beamter, 
die oder der in Ausübung des Diens-
tes durch einen rechtswidrigen Angriff 
oder außerhalb des Dienstes durch 
einen Angriff im Sinne des § 36 Abs. 4 
einen Dienstunfall erleidet, erhält eine 
einmalige Angriffsentschädigung in 
Höhe von 2 000 Euro. Ist eine Beamtin 
oder ein Beamter an den Folgen eines 
Dienstunfalls der in Satz 1 bezeichne-
ten Art verstorben, wird die Entschädi-
gungsleistung jeweils insgesamt

1.  der Witwe, dem Witwer sowie den 
versorgungsberechtigten Kindern,

2.  den Eltern sowie den nicht versor-
gungsberechtigen Kindern, soweit 
Anspruchsberechtigte im Sinne der 
Nr. 1 nicht vorhanden sind, oder

3.  den Großeltern und Enkeln, soweit 
Anspruchsberechtigte im Sinne der 
Nr. 1 und 2 nicht vorhanden sind,

gewährt.

Satz 1 und 2 finden auf andere Ange-
hörige des öffentlichen Dienstes ent-
sprechende Anwendung.“

14. § 49 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Nr. 5 wird das Wort „oder“ durch 
ein Komma ersetzt.

bb)  In Nr. 6 wird nach dem Wort „Dreh-
flügler“ das Wort „oder“ angefügt.

cc)  Als Nr. 7 wird angefügt:

„7.  als Angehörige oder Angehöri-
ger des feuerwehrtechnischen 
Dienstes mit Aufgaben mit er-
höhtem Gefährdungspotenzial 
bei einer besonders gefähr-
lichen Diensthandlung im Ein-
satz oder in Ausbildung dazu“

dd)  Die Angabe „6“ wird durch „7“ er-
setzt.

b)  In Satz 3 wird die Angabe „6“ durch „7“ 
ersetzt.

15.  In § 53 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe 
„Satz 1“ durch „Satz 2“ ersetzt.

16. § 56 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 4 Satz 5 werden nach dem 
Wort „Wartezeit“ die Wörter „auch auf-
grund Beitragserstattung“ eingefügt.

b)  Abs. 7 wird wie folgt gefasst:

„(7) Für die Anwendung von An-
rechnungs- und Kürzungsvorschriften 
nach § 14 Abs. 3, § 16 Abs. 2, § 25 
Abs. 2, den §§ 27, 31, 34 Abs. 2 und 
3, den §§ 43, 44, 46, 48 sowie den 
§§ 57 bis 63 und 77 gilt der Kinder-
erziehungs- und Pflegezuschlag als 

b)  In Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter 
„oder Heilanstaltspflege“ gestrichen.

13. § 40 wird wie folgt geändert:

a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 40

Unfallausgleich und Angriffs- 
entschädigung“

b)  Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 wird die Angabe „25“ 
durch „20“ ersetzt.

bb)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Dieser wird auf Antrag gewährt 
und beträgt für einen Grad der 
Schädigungsfolgen von:

20 130 Euro

25 und 30 156 Euro

35 und 40 212 Euro

45 und 50 283 Euro

55 und 60 360 Euro

65 und 70 499 Euro

75 und 80 603 Euro

85 und 90 724 Euro

95 und 100 811 Euro

cc)  Folgende Sätze werden angefügt:

„Der Unfallausgleich erhöht sich 
für Schwerbeschädigte, die das 
65. Lebensjahr vollendet haben, 
bei einem Grad der Schädigungs-
folgen:

von 50 bis 65 um 32 Euro
von 70 bis 85 um 39 Euro
von mindestens 90 um 48 Euro

Schwerbeschädigung liegt vor, 
wenn ein Grad der Schädigungs-
folgen von mindestens 50 festge-
stellt ist.“

c) Als neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Beschädigte mit einem Grad 
der Schädigungsfolgen von 100, die 
durch die anerkannten Schädigungs-
folgen gesundheitlich außergewöhn-
lich betroffen sind, erhalten eine mo-
natliche Schwerstbeschädigtenzulage, 
die in folgenden Stufen gewährt wird:

Stufe I  94 Euro

Stufe II 193 Euro

Stufe III 288 Euro

Stufe IV 385 Euro

Stufe V 479 Euro

Stufe VI 578 Euro

Die Zuordnung zu den Stufen erfolgt 
entsprechend der Verordnung zur 
Durchführung des § 31 Abs. 4 des 
Bundesversorgungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom  
20. April 1970 (BGBl. I S. 410), geän-
dert durch Gesetz vom 13. Dezember 
2007 (BGBl. I S. 2904).“
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bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Erwerbsersatzeinkommen wird im 
Zuflussmonat angerechnet.“

18.  § 58 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Im Falle des Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
oder 4 beläuft sich die Summe der beiden 
Versorgungsbezüge mindestens auf den 
Betrag des Ruhegehalts zuzüglich 20 
Prozent des Witwengeldes oder Witwer-
geldes.“

19.  § 59 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa)  In Nr. 3 werden die Wörter „der 
Mindestgrundrente nach dem Bun-
desversorgungsgesetz“ jeweils 
durch die Angabe „des Unfallaus-
gleichs für einen Grad der Schädi-
gungsfolgen von 20“ ersetzt.

bb)  In Nr. 4 wird das Komma am Ende 
durch einen Punkt ersetzt.

cc)  Die Wörter „mit Ausnahme des 
Kinderzuschusses.“ werden gestri-
chen.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 4 und 5 wird die Angabe 
„Satz 2“ jeweils durch „Satz 1“ er-
setzt.

bb) Satz 6 wird wie folgt gefasst:

„Satz 1 bis 5 gelten nicht für am  
1. Oktober 1994 vorhandene

1.  Ruhestandsbeamtinnen und Ru-
hestandsbeamte und

2.  Beamtinnen und Beamte, wenn 
die Zahlung einer Abfindung 
oder die Erklärung des Verzichts 
auf Rente vor dem 1. Oktober 
1994 erfolgt ist.“

c)  In Abs. 4 Nr. 1 wird die Angabe „vom  
3. April 2009 (BGBl. I S. 700), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 8. Dezem-
ber 2010 (BGBl. I S. 1768),“ gestrichen.

19a.  In § 60 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe 
„Satz 6“ durch „Satz 5“ ersetzt.

20.  § 62 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.

21.  § 63 wird wie folgt geändert:

a)  Dem Abs. 2 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Wenn keine Erhöhung für feste Beträ-
ge gesetzlich bestimmt ist, vermindert 
sich die Erhöhung um 0,1 Prozent-
punkte.“

b)  Dem Abs. 4 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Satz 1 gilt auch für die Zahlung von 
Unterhaltsbeiträgen nach § 28.“

c)  Der Punkt in Abs. 6 Nr. 2 wird durch ein 
Semikolon ersetzt und folgende Wörter 
angefügt:

„Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.“

d) Abs. 7 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 2 werden nach dem Wort 
„Kapitalbetrag“ die Wörter „am 
Ende der Ehezeit“ eingefügt.

Teil des Ruhegehalts oder der Hinter-
bliebenenversorgung. Wenn die fiktive 
Höchstgrenze nach § 59 Abs. 2 beim 
Zusammentreffen von Ruhegehalt 
und Zuschlägen nach Abs. 4 Satz 5,  
Abs. 5 und 6 überschritten wird, werden 
die Zuschläge entsprechend gekürzt. 
Eine weitere Kürzung des Zahlbetrags 
beim Bezug einer Mindestversorgung 
nach § 14 Abs. 4 findet nicht statt. 
Der Zuschlag für Kindererziehung und 
Pflege ist Bemessungsgrundlage für 
die Anteilssätze der Hinterbliebenen-
versorgung. Die Höchstgrenzen nach 
den §§ 58 bis 60 sind um den Kin-
dererziehungszuschlag nach Abs. 4  
Satz 1 bis 4 entsprechend zu erhöhen.“

17.  § 57 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 wird das Wort „Höchst-
grenze“ durch „Bemessungsgren-
ze“ ersetzt.

bb)  Satz 2 und 3 werden wie folgt ge-
fasst:

„Satz 1 gilt nicht für Waisen. Die 
Anrechnung nach Satz 1 entfällt 
nach Ablauf des Monats, in dem

1.  Ruhestandesbeamtinnen und 
Ruhestandsbeamte die für sie 
geltende gesetzliche Altersgren-
ze für den Eintritt in den Ruhe-
stand oder

2.  Witwen, Witwer, Wahlbeamtin-
nen und Wahlbeamte auf Zeit im 
Ruhestand die Regelaltersgren-
ze nach § 33 Abs. 1 oder 3 des 
Hessischen Beamtengesetzes

erreicht haben.“

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Bemessungsgrenze sind die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus 
der Endstufe der Besoldungsgruppe, 
aus der sich das Ruhegehalt berech-
net, mindestens ein Betrag in Höhe 
des Eineinhalbfachen der jeweils ru-
hegehaltfähigen Dienstbezüge aus 
der Endstufe der Besoldungsgruppe A 
6, zuzüglich des jeweils zustehenden 
Unterschiedsbetrages nach § 55 Abs. 
1. Die Versorgungsbezüge ruhen in 
Höhe von 50 Prozent des Betrages, 
um den sie und das Einkommen die 
Bemessungsgrenze übersteigen.“

c) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)  Satz 4 und 5 werden wie folgt ge-
fasst:

„Erwerbseinkommen wird in den 
Monaten des Zusammentreffens 
mit Versorgungsbezügen mit ei-
nem Zwölftel des im Kalenderjahr 
erzielten Einkommens angerech-
net. Wurde eine nicht selbststän-
dige Tätigkeit nicht ganzjährig aus-
geübt, ist das Gesamteinkommen 
des jeweiligen Kalenderjahres zu 
gleichen Teilen auf die Monate der 
Erwerbstätigkeit umzulegen.“
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1.  vorhandene Einrichtungen genutzt 
werden, die durch die Dienststelle 
zur dienstlichen Nutzung freigegeben 
sind,

2.  nicht mindestens 25 Prozent der Mit-
glieder des Personalrats binnen einer 
vom Vorsitzenden zu bestimmenden 
Frist gegenüber dem Vorsitzenden 
widersprechen und

3.  der Personalrat geeignete Maßnah-
men trifft, um sicherzustellen, dass 
Dritte vom Inhalt der Sitzung keine 
Kenntnis nehmen können.

Eine Aufzeichnung ist unzulässig. Per-
sonalratsmitglieder, die mittels Video- 
oder Telefonkonferenz an Sitzun-
gen teilnehmen, gelten als anwesend 
im Sinne des § 34 Abs. 1 und 2. § 38  
Abs. 1 Satz 3 findet mit der Maßgabe 
Anwendung, dass der Vorsitzende vor 
Beginn der Beratung die zugeschalte-
ten Personalratsmitglieder feststellt und 
in die Anwesenheitsliste einträgt.“

3.  In § 62 Abs. 2 Satz 6 wird die Angabe  
„(§ 65 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes)“ durch „nach 
Art. 30 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz na-
türlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grund-
verordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S.1, Nr. L 
314 S. 72, 2018 Nr. L 127 S. 2) oder nach 
§ 65 des Hessischen Datenschutz- und 
Informationsfreiheitsgesetzes vom 3. Mai 
2018 (GVBl. S. 82), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom „15. November 2021 (GVBl. 
S. 718),“ ersetzt.

4.  § 86 Abs. 1 Nr. 5 wird wie folgt gefasst:

„5.  dem Hessischen Polizeipräsidium für 
Technik.“

5.  § 112 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Für die nach diesem Gesetz zu 
treffenden Entscheidungen ist
1. beim

a)  Verwaltungsgericht Frankfurt am 
Main für den eigenen Bezirk und 
die Bezirke der Verwaltungsgerichte 
Darmstadt und Wiesbaden,

b)  Verwaltungsgericht Kassel für den 
eigenen Bezirk und den Bezirk des 
Verwaltungsgerichts Gießen

eine Fachkammer,

2.  beim Hessischen Verwaltungsgerichts-
hof ein Fachsenat 

zu bilden.“

6. § 114 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Für die bei den Verwaltungsge-
richten Darmstadt, Gießen und Wies-
baden am 1. Dezember 2021 bereits 
anhängigen Verfahren gilt § 112 Abs. 1 
in der ab dem 1. Dezember 2021 gelten-
den Fassung.“

bb)   In Satz 4 werden nach dem Wort 
„Verhältnis“ ein Semikolon und die 
Wörter „der Betrag der teilweisen 
Zahlung soll den Monatsbetrag der 
Dienstbezüge oder des Ruhege-
halts nicht unterschreiten“ eingefügt.

21a.  In § 65 Satz 1 werden nach dem Wort 
„schriftlichen“ die Wörter „oder elektro-
nischen“ eingefügt und wird das Wort 
„Antragstellung“ durch das Wort „Aus-
kunftserteilung“ ersetzt.

22.  § 66 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird aufgehoben.

b)  Die Absatzbezeichnung „(2)“ wird ge-
strichen.

22a.  In § 69 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 werden nach 
dem Wort „Unfallausgleich“ die Wörter 
„und Angriffsentschädigung“ eingefügt.

23.  § 77 Abs. 10 wird wie folgt geändert:

a)  In Nr. 2 wird die Angabe „§ 60 Abs. 9“ 
durch „§ 60 Abs. 6“ ersetzt.

b) Nr. 3 wird aufgehoben.

c)  Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 3 und der 
Punkt am Ende wird durch das Wort 
„und“ ersetzt.

d) Als neue Nr. 4 wird angefügt:

„4.  eine Versorgung nach § 60 ist nur 
zu dem Teil zu berücksichtigen, 
zu dem sie aus einer Verwendung 
bis zum Zeitpunkt der Entlassung 
aus dem Beamtenverhältnis her-
vorgeht; für die Berechnung der 
Höchstgrenze nach § 60 Abs. 2 
wird bei der zu berücksichtigen-
den Besoldungsgruppe die maß-
gebliche Stufe zum Zeitpunkt der 
Entlassung zugrunde gelegt; Zei-
ten nach der Entlassung erhöhen 
die Höchstgrenze nicht.“

Artikel 5⁵)
Änderung des Hessischen Personalver-

tretungsgesetzes

Das Hessische Personalvertretungsge-
setz vom 24. März 1988 (GVBl. I S. 103), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Sep-
tember 2021 (GVBl. S. 622), wird wie folgt 
geändert:

1.  In § 7 Abs. 3 Satz 3 wird nach den Wörtern 
„Landesamt für“ das Wort „Naturschutz,“ 
eingefügt.

2.  § 32 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die Sitzungen des Personalrats 
finden in der Regel als Präsenzsitzung 
in Anwesenheit seiner Mitglieder vor Ort 
statt. Die Sitzung kann vollständig oder 
durch Zuschaltung einzelner Mitglieder 
oder Teilnahmeberechtigter mittels Vi-
deo- oder Telefonkonferenz durchge-
führt werden, wenn

5) Ändert FFN 326-9
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b)  Nach Satz 1 werden folgende Sätze ein-
gefügt:

„Ohne Nachweis werden die Auslagen 
für das Befördern des Umzugsguts von 
der bisherigen zur neuen Wohnung als 
Pauschale erstattet. Die pauschale Er-
stattung beträgt bei einem Einperso-
nenhaushalt oder einer Wohnfläche der 
neuen Wohnung bis zu 50 Quadratme-
tern 800 Euro, bei einem Zweiperso-
nenhaushalt oder einer Wohnfläche der 
neuen Wohnung bis 100 Quadratmetern 
1 000 Euro und einem Drei- oder Mehr-
personenhaushalt oder einer Wohnflä-
che der neuen Wohnung mit mehr als 
100 Quadratmetern 1 500 Euro. Das für 
die Berechtigten günstigere Kriterium 
ist ausschlaggebend. Liegt die neue 
Wohnung im Ausland, so werden in den 
Fällen des § 3 Abs. 2 Nr. 3, § 4 Abs. 2  
Nr. 2 und Abs. 3 Satz 1 die Beförde-
rungsauslagen bis zum inländischen 
Grenzort erstattet.“

3. § 15 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Für vor dem 24. November 2021 
zugesagte Umzugskostenvergütungen fin-
det dieses Gesetz in der am 23. November 
2021 geltenden Fassung Anwendung.

4.  § 18 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 18

Inkrafttreten“

b)  Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird ge-
strichen.

c) Abs. 2 wird aufgehoben.

Artikel 8⁹)
Änderung des Hessischen Reisekosten-

gesetzes

Das Hessische Reisekostengesetz vom 
9. Oktober 2009 (GVBl. I S. 397), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2017 
(GVBl. S. 114), wird wie folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu 
§ 23 wie folgt gefasst:

„§ 23 Inkrafttreten“

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „einfa-
che Entfernung mehr als 200 Kilometer“ 
durch die Wörter „Fahrtdauer der ein-
fachen Strecke mehr als zwei Stunden“ 
ersetzt.

b)  Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben.

3.  In § 6 Abs. 4 werden nach dem Wort „Ki-
lometer“ ein Komma und die Angabe „bei 
Benutzung eines Elektrofahrrades im Sin-
ne des § 1 Abs. 3 des Straßenverkehrs-
gesetzes von 0,10 Euro je Kilometer“ ein-
gefügt.

4.  § 21 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Für vor dem 1. Januar 2021 ange-
tretene Dienstreisen findet das Hessische 
Reisekostengesetz in der am 31. Dezem-
ber 2020 geltenden Fassung Anwendung.“

Artikel 5a⁶)
Änderung des Hessischen Personalver-

tretungsgesetzes zum 1. Juli 2023

§ 32 des Hessischen Personalvertre-
tungsgesetzes vom 24. März 1988 (GVBl. I 
S. 103), zuletzt geändert durch Art. 5 dieses 
Gesetzes, wird wie folgt geändert:

1.  Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestri-
chen.

2.  Abs. 2 wird aufgehoben.

Artikel 6⁷)
Änderung des Hessischen Gesetzes zur 

Ausführung der Verwaltungsgerichts-
ordnung

Nach § 6b des Hessischen Gesetzes zur 
Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. Oktober 1997 (GVBl. I S. 381), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 28. Mai 2018 
(GVBl. S. 184), wird als § 6c eingefügt:

„§ 6c

Fachkammern für Angelegenheiten nach 
dem Bundespersonalvertretungsgesetz

(1) Die Zuständigkeit der Fachkammern 
nach § 109 Abs. 1 Satz 1 des Bundesper-
sonalvertretungsgesetzes vom 9. Juni 2021 
(BGBl. I S. 1614) wird für alle Bezirke dem 
Verwaltungsgericht Darmstadt zugewiesen.

(2) Für die bei den Verwaltungsgerich-
ten Frankfurt am Main, Gießen, Kassel und 
Wiesbaden am 1. Dezember 2021 bereits 
anhängigen Verfahren gilt Abs. 1 in der ab 
dem 1. Dezember 2021 geltenden Fassung.“

Artikel 7⁸)
Änderung des Hessischen Umzugskos-

tengesetzes

Das Hessische Umzugskostengesetz 
vom 26. Oktober 1993 (GVBl. I S. 464), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 
2015 (GVBl. S. 318), wird wie folgt geändert:

1.  § 4 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Nr. 4 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt. 

bb) Als Nr. 5 wird angefügt:

„5.  Einstellung von künftigen Beam-
tinnen und Beamten, Richterin-
nen und Richtern, sofern ein be-
sonderes dienstliches Interesse 
an der Einstellung besteht.“

b)  In Abs. 4 wird die Angabe „geändert 
durch Gesetz vom 5. Februar 2009 
(BGBl. I S. 160)“ durch „zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 29. November 2019 
(BGBl. I S. 1626)“ ersetzt.

2.  § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden nach dem Wort „wer-
den“ die Wörter „gegen Nachweis“ ein-
gefügt.

6) Ändert FFN 326-9
7) Ändert FFN 212-5
8) Ändert FFN 323-109
9) Ändert FFN 323-146
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4.  In § 88 Abs. 2 wird die Angabe „§ 81  
Satz 1 Nr. 6“ durch „§ 81 Abs. 1 Nr. 7“ er-
setzt.

Artikel 1011)

Änderung der Hessischen Laufbahnver-
ordnung

Die Hessische Laufbahnverordnung vom 
17. Februar 2014 (GVBl. S. 57), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 30. September 2021 
(GVBl. S. 622), wird wie folgt geändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert:

a)  Die Angabe zu § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8 Laufbahnbefähigung“

b)  Die Angabe zum Zweiten Teil wird wie 
folgt gefasst:

„ZWEITER TEIL

Laufbahnbewerberinnen und  
Laufbahnbewerber mit  
Vorbereitungsdienst“

c)  Die Angabe zum Dritten Teil wird wie 
folgt gefasst:

„DRITTER TEIL

Laufbahnbewerberinnen und  
Laufbahnbewerber ohne  

Vorbereitungsdienst“

d)  Die Angabe zu § 23 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 23 Anerkennung der Befähigung“

2.  § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Laufbahnbefähigung

(1) Die Laufbahnbewerberinnen und 
Laufbahnbewerber erwerben die Befähi-
gung für ihre Laufbahn durch

1.  Vorbereitungsdienst und Bestehen der 
vorgeschriebenen Laufbahnprüfung 
nach den §§ 13 bis 20,

2.  Anerkennung aufgrund Erwerbs der 
Vorbildung und hauptberuflicher Tätig-
keit nach den §§ 21 bis 26,

3.  Anerkennung der Berufsausbildung oder 
des Studiums als Laufbahnbefähigung 
nach § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b 
oder Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b des 
Hessischen Beamtengesetzes,

4.  Anerkennung einer bei einem anderen 
Dienstherrn erworbenen Laufbahnbe-
fähigung nach § 14 Abs. 2 oder 3 des 
Hessischen Beamtengesetzes,

5.  Anerkennung einer in einem Mitglied-
staat im Sinne des § 27 Abs. 2 erwor-
benen Berufsqualifikation nach den  
§§ 27 bis 34 oder

6.  Aufstieg nach den §§ 36 bis 38.

(2) Nach Maßgabe des § 17 Abs. 1 
Satz 3 des Hessischen Beamtengeset-
zes besitzt die Befähigung für eine ent-
sprechende Laufbahn auch, wer den 
Vorbereitungsdienst nach § 15 Abs. 2 

5. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 23

Inkrafttreten“

b) Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 910)

Änderung des Hessischen Datenschutz- 
und Informationsfreiheitsgesetzes

Das Hessische Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetz vom 3. Mai 2018 
(GVBl. S. 82), geändert durch Gesetz vom 
12. September 2018 (GVBl. S. 570), wird wie 
folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird nach der An-
gabe zu § 28b folgende Angabe eingefügt:

„§ 28c  Datenübermittlung durch berufs-
ständische Versorgungseinrichtun-
gen“

2.  Nach § 28b wird als § 28c eingefügt:

„§ 28c

Datenübermittlung durch  
berufsständische Versorgungs- 

einrichtungen

Verlangt eine Behörde, ein Vollstre-
ckungsorgan oder ein Gericht aufgrund 
gesetzlicher Befugnis von einer berufs-
ständischen Versorgungseinrichtung im 
Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch Aus-
kunft über

1.  die derzeitige Anschrift,

2.  den derzeitigen oder zukünftigen Auf-
enthaltsort oder

3.  den Namen und die Vornamen oder die 
Firma sowie die Anschrift des derzeiti-
gen Arbeitgebers

eines Mitglieds dieser Versorgungsein-
richtung, darf die Versorgungseinrichtung 
diese Daten an die Behörde, das Voll-
streckungsorgan oder das Gericht über-
mitteln. Die Versorgungseinrichtung ver-
weigert die Auskunft, wenn sie Grund zu 
der Annahme hat, dass durch die Über-
mittlung schutzwürdige Interessen der be-
troffenen Person unangemessen beein-
trächtigt werden.“

3. § 81 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 Nr. 4 werden die Wörter  
„sowie Disziplinarbehörden“ gestrichen.

b)  Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)  In Nr. 4 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt.

bb) Als Nr. 5 wird angefügt:

„5.  die Disziplinarorgane im Rah-
men ihrer disziplinarrechtlichen 
Tätigkeit.“

10) Ändert FFN 300-47
11) Ändert FFN 322-137
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(3) Die Anerkennung der Befähigung 
für eine Laufbahn des höheren Dienstes 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 setzt ein erfolgreich 
abgeschlossenes Masterstudium oder 
ein gleichwertiges Hochschulstudium, 
das für die Laufbahn fachlich geeignete 
Inhalte vermittelt, sowie eine hauptbe-
rufliche Tätigkeit, die die Anforderungen 
nach § 22 erfüllt, voraus. Für den höhe-
ren allgemeinen Verwaltungsdienst ist 
§ 15 Abs. 5 des Hessischen Beamtenge-
setzes abschließend.“

 9. § 22 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Dauer der hauptberuflichen 
Tätigkeit muss in Laufbahnen des

1.  mittleren Dienstes mindestens ein Jahr 
und sechs Monate,

2.  gehobenen und höheren Dienstes min-
destens zwei Jahre und sechs Monate 
betragen.“

10. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 23

Anerkennung der Befähigung“

b) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die oberste Dienstbehörde stellt auf-
grund der zu führenden Nachweise über 
Vorbildung und hauptberufliche Tätig-
keit schriftlich fest, dass die Zugangs-
voraussetzungen für das Eingangsamt 
einer Laufbahn erfüllt sind, und erkennt 
damit die Laufbahnbefähigung an.“

11.  In § 26 wird das Wort „drei“ durch „zwei“ 
ersetzt.

12. § 35 Satz 3 wird aufgehoben.

13.  In § 36 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem 
Wort „sich“ die Wörter „nach Bestehen 
der Laufbahnprüfung“ eingefügt.

14.  § 37 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 Nr. 3 werden nach dem Wort 
„sich“ die Wörter „im Anschluss daran“ 
eingefügt.

b)  Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)  Nach Satz 4 wird folgender Satz 
eingefügt:

„Beamtinnen und Beamte im ge-
hobenen allgemeinen Verwal-
tungsdienst, die den in Satz 1 ge-
nannten Masterstudiengang auf 
eigenen Antrag aufgenommen und 
erfolgreich abgeschlossen haben, 
können in den höheren Dienst 
der Fachrichtung allgemeine Ver-
waltung aufsteigen, wenn sie im 
Übrigen die Voraussetzungen des  
Abs. 1 Nr. 2 und 3 erfüllen.“

bb)  Der bisherige Satz 5 wird Abs. 3 
und nach dem Wort „Aufstieg“ wer-
den die Wörter „in den höheren 
allgemeinen Verwaltungsdienst“ 
eingefügt.

c)  Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden die 
Abs. 4 und 5.

Satz 1 Nr. 2 Buchst. a oder § 15 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a des Hessischen 
Beamtengesetzes einschließlich der 
erforderlichen Laufbahnprüfung außer-
halb des Beamtenverhältnisses auf 
Widerruf erbracht hat, sofern die Aus-
bildungs- und Prüfungsordnung dies 
zulässt.

(3) Andere Bewerberinnen und Be-
werber erwerben die Laufbahnbefähi-
gung bei Vorliegen der entsprechenden 
Lebens- und Berufserfahrung innerhalb 
oder außerhalb des öffentlichen Diens-
tes nach § 35 durch Anerkennung nach 
§ 19 des Hessischen Beamtengeset-
zes.“

3.  In § 10 Abs. 1 werden nach dem Wort „die“ 
die Wörter „bereits während der Probezeit“ 
eingefügt.

4.  Die Überschrift des Zweiten Teils wird wie 
folgt gefasst:

„ZWEITER TEIL

Laufbahnbewerberinnen und  
Laufbahnbewerber mit  
Vorbereitungsdienst“

4a.  Dem § 13 Abs. 1 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Nach Maßgabe des § 17 Abs. 1 Satz 2 
und 3 des Hessischen Beamtengesetzes 
kann hiervon abgewichen werden.“

5.   Dem § 19 Abs. 1 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Bei Bachelorstudiengängen tritt an die 
Stelle des Tages der Bekanntgabe des 
Bestehens nach Satz 3 Nr. 1 der Tag, an 
dem das Studium endet.“

6.   In § 20 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „No-
tenstufen“ durch „Noten“ ersetzt.

7.   Die Überschrift des Dritten Teils wird wie 
folgt gefasst:

„DRITTER TEIL

Laufbahnbewerberinnen und  
Laufbahnbewerber ohne  

Vorbereitungsdienst“

8.  § 21 wird wie folgt gefasst:

„§ 21

Grundsätze

(1) Die Anerkennung der Befähigung 
für eine Laufbahn des mittleren Diens-
tes nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 setzt eine ab-
geschlossene Berufsausbildung, die für 
die Laufbahn fachlich geeignete Inhalte 
vermittelt, sowie eine hauptberufliche Tä-
tigkeit, die die Anforderungen nach § 22 
erfüllt, voraus.

(2) Die Anerkennung der Befähi-
gung für eine Laufbahn des gehobenen 
Dienstes nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 setzt ein 
erfolgreich abgeschlossenes Bachelor-
studium oder ein gleichwertiges Hoch-
schulstudium, das für die Laufbahn fach-
lich geeignete Inhalte vermittelt, sowie 
eine hauptberufliche Tätigkeit, die die 
Anforderungen nach § 22 erfüllt, voraus.
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„Darüber hinaus ist frühestens nach Ablauf 
von drei Jahren nach Bestandskraft des 
letzten Ablehnungsbescheides einmalig 
eine Bewerbung für eine erneute Teilnah-
me am Auswahlverfahren für den gehobe-
nen Polizeivollzugsdienst möglich.“

3.  In § 13 Abs. 1 Nr. 3 wird die Angabe „33.“ 
durch „37.“ ersetzt.

Artikel 1213)

Änderung der Hessischen Beihilfenver-
ordnung

Die Hessische Beihilfenverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. De-
zember 2001 (GVBl. I S. 482, 491, 564), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 21. August 
2018 (GVBl. S. 291), wird wie folgt geändert:

1.  § 3 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2.  Kinder der oder des Beihilfeberechtig-
ten unter den Voraussetzungen des  
§ 80 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 des Hessi-
schen Beamtengesetzes,“

2. § 5 Abs. 6 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3.  die in den §§ 6 bis 11a genannten Auf-
wendungen, die für die Ehegattin oder 
den Ehegatten der oder des Beihilfe-
berechtigten entstanden sind, sofern 
die Voraussetzungen des § 80 Abs. 1  
Satz 3 Nr. 1 des Hessischen Beamten-
gesetzes nicht erfüllt sind;“

3. § 6 Abs. 1 Nr. 8 wird wie folgt gefasst:

„8.  eine Familien- und Haushaltshilfe zur 
notwendigen Weiterführung des Haus-
halts  der beihilfeberechtigten Person 
bis zu 10 Euro stündlich, höchstens bis 
zu zehn Stunden täglich, wenn die den 
Haushalt führende beihilfeberechtigte 
oder berücksichtigungsfähige Person 
den Haushalt nicht weiterführen kann; 
Voraussetzung ist, dass mindestens ein 
berücksichtigungsfähiges Kind bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahr oder min-
destens eine pflegebedürftige berück-
sichtigungsfähige Angehörige oder ein 
pflegebedürftiger berücksichtigungsfä-
higer Angehöriger im Haushalt betreut 
werden muss und die den Haushalt 
führende beihilfeberechtigte oder be-
rücksichtigungsfähige Person verstirbt, 
wegen eines notwendigen stationären 
Aufenthalts in einem Krankenhaus 
oder einer Rehabilitationseinrichtung 
den Haushalt nicht weiterführen kann 
oder nach ärztlicher Bescheinigung ein 
erforderlicher stationärer Krankenhaus-
aufenthalt dieser Person nach Nr. 6 
durch die Beschäftigung einer Familien- 
und Haushaltshilfe vermieden wird; 
dies gilt alternativ auch für die ersten 
sieben Tage nach Ende des stationären 
Aufenthalts in einem Krankenhaus oder 
einer Rehabilitationseinrichtung so-
wie entsprechend bei Alleinstehenden, 
wenn Hilfe zur Führung des Haushalts 
erforderlich ist; Nr. 7 Satz 3 gilt entspre-
chend; werden anstelle der Beschäfti-
gung einer Familien- und Haushaltshilfe 
berücksichtigungsfähige Kinder bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahr oder pflege-
bedürftige berücksichtigungsfähige An-
gehörige auswärtig untergebracht, sind 

15. § 38 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)  Das Wort „kann“ wird durch „lässt“ 
ersetzt und das Wort „zulassen“ wird 
durch „zu“ ersetzt.

b)  In Nr. 2 werden nach dem Wort „einer“ 
die Wörter „ihnen übertragenen“ ein-
gefügt.

16. § 44 wird wie folgt geändert:

a)  Dem Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Für Unterricht erteilende Sozialpäda-
goginnen und Sozialpädagogen, die in 
die Laufbahn gehobener Schuldienst 
eingestellt werden sollen, gelten § 21 
Abs. 2 sowie die §§ 22, 23 und 25 ent-
sprechend.“

b)  In Abs. 2 wird die Angabe „§ 21 Abs. 1“ 
durch „§ 21 Abs. 3“ ersetzt.

17.  Anlage 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„

Fachrich-
tung

Laufbahn-
gruppe

Laufbahn-
zweig

1. Allgemeine 
Verwaltung

gehobener 
Dienst

Archivdienst
Verfas-
sungsschutz
Digitale  
Verwaltung

höherer 
Dienst

Archivdienst

„

18.  In Anlage 2 Tabelle Fachrichtung Techni-
scher Dienst wird nach der Zeile

„

Fachrichtung Technischer Dienst
Laufbahn-
gruppe

Bisherige  
Benennung

Zuordnung

Gehobener 
Dienst

Dienst in der 
Datenverarbei-
tung

Gehobener  
technischer 
Dienst

„

folgende Zeile eingefügt:

„

Gehobener 
Dienst

Dienst der Fach-
richtung Haus-
wirtschaft und 
Verbraucherfragen

Gehobener  
technischer 
Dienst

„

Artikel 1112)

Änderung der Hessischen Polizeilauf-
bahnverordnung

Die Hessische Polizeilaufbahnverordnung 
vom 10. März 2015 (GVBl. S. 134), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 23. Juni 
2020 (GVBl. S. 455), wird wie folgt geändert:

1.  In § 2 Abs. 3 werden die Wörter „Präsidi-
ums für Technik, Logistik und Verwaltung“ 
jeweils durch „Hessischen Polizeipräsi-
diums für Technik“ ersetzt.

2.  Dem § 5 Abs. 3 wird folgender Satz an-
gefügt:

12) Ändert FFN 322-139 
13) Ändert FFN 323-66



Nr. 46 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 23. November 2021732

sind Aufwendungen für medizinische Maß-
nahmen zur Herbeiführung einer Schwan-
gerschaft beihilfefähig, wenn

1.  diese Maßnahme nach ärztlicher Fest-
stellung erforderlich ist, weil eine na-
türliche Schwangerschaft wegen Zeu-
gungs- oder Empfängnisunfähigkeit 
eines der Ehegatten nicht möglich ist,

2.  nach ärztlicher Feststellung hinreichen-
de Aussicht besteht, dass durch die-
se Maßnahme eine Schwangerschaft 
herbeigeführt wird; eine hinreichende 
Aussicht besteht nicht mehr, wenn die 
für die jeweilige Methode vorgesehene 
Versuchszahl erreicht ist und

3.  die Personen, die diese Maßnahme in 
Anspruch nehmen wollen, miteinander 
verheiratet sind und ausschließlich Ei- 
und Samenzellen der Ehegatten ver-
wendet werden.“

7. § 13 wird wie folgt geändert:

a)  Die Abs. 1 und 2 werden wie folgt ge-
fasst:

„(1) In Todesfällen wird zu den Auf-
wendungen für die Leichenschau, den 
Sarg, die Einsargung, die Überführung, 
die Aufbahrung, die Einäscherung, die 
Urne, den Erwerb einer Grabstelle oder 
eines Beisetzungsplatzes, die Beiset-
zung, die Anlegung einer Grabstelle 
einschließlich der Grundlage für ein 
Grabdenkmal eine Beihilfe bis zur Höhe 
von 1 200 Euro gezahlt.

(2) Ist der Tod einer oder eines Bei-
hilfeberechtigten während einer Dienst-
reise oder Abordnung des Verstorbenen 
eingetreten, sind die Kosten der Über-
führung der Leiche oder Urne beihilfe-
fähig; der Bemessungssatz beträgt 100 
Prozent.“

b)  In Abs. 3 wird das Wort „unter fünfzehn 
Jahren“ durch die Angabe „bis zum voll-
endeten 14. Lebensjahr“ ersetzt.

8. § 15 wird wie folgt geändert:

a)  Nach Abs. 1 Satz 2 wird folgender Satz 
eingefügt:

„Für Empfängerinnen und Empfänger 
von Anwärterbezügen einschließlich 
ihrer berücksichtigungsfähigen Angehö-
rigen beträgt der Bemessungssatz 70 
Prozent.“

b)  In Abs. 2 Nr. 1 werden die Wörter „den 
steuerlichen Grundfreibetrag“ durch 
„das Zweifache des Grundfreibetrags“ 
ersetzt.

c)  Abs. 8 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 wird die Angabe „vorbe-
haltlich des Satzes 2“ gestrichen.

bb) Satz 2 und 3 werden aufgehoben.

 9.  Nach § 17 Abs. 4 wird als neuer Abs. 4a 
eingefügt:

„(4a) Leistungen nach § 6 Abs. 1  
Nr. 6 können direkt zwischen dem Kran-
kenhaus oder dem vom Krankenhaus 
beauftragten Rechnungssteller und der 
Festsetzungsstelle abgerechnet werden 
(Krankenhausdirektabrechnung), wenn

die Aufwendungen entsprechend Hs. 1 
beihilfefähig; Kosten für eine auswärti-
ge Unterbringung im Haushalt einer in  
Nr. 7 Satz 3 bezeichneten Person sind 
mit Ausnahme der Fahrtkosten nach  
Nr. 9 nicht beihilfefähig;“

4. § 6a Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Als neue Nr. 2 wird eingefügt:

„2.  während einer Pflegezeit nach dem 
Pflegezeitgesetz vom 28. Mai 2008 
(BGBl. I S. 874, 896), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 29. März 
2021 (BGBl. I S. 370),“

b)  Die bisherigen Nr. 2 bis 4 werden die 
Nr. 3 bis 5.

5. § 7 wird wie folgt geändert:

a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 7

Beihilfefähige Aufwendungen  
bei Rehabilitationsmaßnahmen“

b) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Aus Anlass einer stationären 
Rehabilitation sind beihilfefähig die Auf-
wendungen in Vorsorge- oder Rehabi-
litationseinrichtungen, die die Anforde-
rungen des § 107 Abs. 2 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch erfüllen,

1.  nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 3,

2.  für Unterkunft, Verpflegung und Pfle-
ge für höchstens drei Wochen, es 
sei denn, eine Verlängerung ist aus 
gesundheitlichen Gründen dringend 
erforderlich; die Aufwendungen sind 
bis zur Höhe des niedrigsten Satzes 
der Rehabilitationseinrichtung bei-
hilfefähig. Für Begleitpersonen eines 
schwerbehinderten Menschen oder 
eines Kindes unter zwölf Jahren sind 
die Aufwendungen für Unterkunft und 
Verpflegung bis zu 70 Prozent des 
niedrigsten Satzes der Rehabilita-
tionseinrichtung beihilfefähig, wenn 
die Notwendigkeit der Begleitung be-
hördlich festgestellt ist und die Reha-
bilitationseinrichtung bestätigt, dass 
die Begleitung für eine Erfolg ver-
sprechende Behandlung erforderlich 
ist,

3. nach § 6 Abs. 1 Nr. 8,

4. nach § 6 Abs. 1 Nr. 9,

5.  für die Kurtaxe, auch für die notwen-
dige Begleitperson nach Nr. 2 Satz 2,

6. für den ärztlichen Schlussbericht.“

c)  In Abs. 2 und 3 wird das Wort „Sanatori-
umsbehandlung“ jeweils durch „Rehabi-
litationsbehandlung“ ersetzt.

d) Abs. 4 Satz 1 wird aufgehoben.

6. Nach § 11 wird als § 11a eingefügt:

 „§ 11a

Beihilfefähige Aufwendungen zur  
Herbeiführung einer Schwangerschaft

Nach den in Anlage 5 festgelegten Me-
thoden, Indikationen und Versuchszahlen 



Nr. 46 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 23. November 2021 733

nen die Kassenleistung einschließlich 
des höchstmöglichen Festzuschusses 
als gewährte Leistung anzurechnen.

5.  Aufwendungen für funktionsanalytische 
und funktionstherapeutische Leistun-
gen sind nur beihilfefähig bei Vorliegen 
folgender Indikationen:

a)  Kiefergelenk- und Muskelerkran-
kungen (Myoarthropathien),

b)  Zahnbetterkrankungen (Parodonto-
pathien),

c)  Gebisssanierung, bei der in jedem 
Kiefer mindestens die Hälfte der 
Zähne eines natürlichen Gebisses 
sanierungsbedürftig ist und die rich-
tige Schlussbissstellung nicht mehr 
auf andere Weise feststellbar ist,

d)  umfangreiche kieferorthopädische 
Maßnahmen.“

11.  Die Anlage 3 Nr. 13 wird wie folgt gefasst:

„13.  Aufwendungen für Hörgeräte sind 
beihilfefähig für

13.1  Minderjährige, wenn sie dazu 
bestimmt sind, den Sprach-
erwerb zu ermöglichen und zu 
unterstützen,

13.2  Volljährige bis zu einem Höchst-
betrag von 1 500 Euro je Gerät.“

12.  In Anlage 4 Nr. 35.2 werden nach dem 
Wort „Schultergelenks“ die Worte „oder 
der Wirbelsäule“ eingefügt.

13. Als Anlage 5 wird angefügt:

1.  der Bund oder das Land eine entspre-
chende Rahmenvereinbarung mit der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft 
e.V. abgeschlossen hat und

2.  eine Erklärung der beihilfeberechtigten 
Person bei der Festsetzungsstelle vor-
liegt; für die Erklärung ist das von der 
Festsetzungsstelle herausgegebene 
Formular zu verwenden.

Die Festsetzungsstelle hat die Richtigkeit 
der Rechnung zu prüfen und kann sich zu 
diesem Zweck unmittelbar an das Kran-
kenhaus oder den vom Krankenhaus 
beauftragten Rechnungssteller wenden. 
Der Beihilfebescheid ist der oder dem 
Beihilfeberechtigten bekannt zu geben.“

10. Die Anlage 2 wird wie folgt gefasst:

„Anlage 2

(zu § 6 Abs. 1 Nr. 1 HBeihVO)

Beihilfefähigkeit von zahnärztlichen  
und kieferorthopädischen Leistungen

Zahnärztliche und kieferorthopädische 
Leistungen sind nach folgenden Maßga-
ben beihilfefähig:

1.  Bei zahnärztlichen Behandlungen, 
mit Ausnahme von beihilfefähigen 
kieferorthopädischen Behandlungen, 
entstandene Aufwendungen für zahn-
technische Leistungen, Edelmetalle 
und Keramik sind zu 50 Prozent bei-
hilfefähig.

2.  Aufwendungen für kieferorthopädische 
Leistungen sind beihilfefähig, wenn

a)  die behandelte Person bei Behand-
lungsbeginn das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat; die Alters-
begrenzung gilt nicht bei schweren 
Kieferanomalien, die eine kombi-
nierte kieferchirurgische und kiefer-
orthopädische Behandlung erfor-
dern und

b)  ein Heil- und Kostenplan vorgelegt 
wird.

3.  Aufwendungen für implantologische 
Leistungen einschließlich der vorberei-
tenden Maßnahmen sind bei Vorliegen 
einer der folgenden Indikationen bei-
hilfefähig:

a)  nicht angelegte Zähne im jugendli-
chen Erwachsenengebiss, wenn je 
Kiefer weniger als acht Zähne an-
gelegt sind;

b)  bei großen Kieferdefekten infolge 
Kieferbruch oder Kieferresektion, 
wenn auf andere Weise die Kau-
fähigkeit nicht hergestellt werden 
kann.

Im Übrigen sind die Aufwendungen für 
zwei Implantate je Kieferhälfte beihilfe-
fähig; im Rahmen der Eigenvorsorge 
eingesetzte Implantate sind nicht an-
zurechnen.

4.  Bei in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung Versicherten ist bei der Ver-
sorgung mit Zahnersatz und Zahnkro-
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 „Anlage 5

(zu § 11a HBeihVO)

Beihilfefähigkeit der Aufwendungen für medizinische Maßnahmen zur Herbeiführung  
einer Schwangerschaft

Methoden Indikationen Versuchszahl
1. Intrazervikale, intrauterine oder 

intratubare Insemination im 
Spontanzyklus,
gegebenenfalls nach Auslösung 
der Ovulation durch HCC-Gabe, 
gegebenenfalls nach Stimulation
mit Antiöstrogen

- Somatische Ursachen
(zum Beispiel Impotentia
coeundi, retrograde Ejaku-
lation, Hypospadie, Zervi-
kalkanalstenose, Dyspare-
unie)

- Gestörte Spermatozoen-
Mukus-Interaktion

- Subfertilität des Mannes
- Immunologisch bedingte

Sterilität

Höchstens fünf; bei 
entsprechender ärzt-
licher Feststellung 
kann die Festset-
zungsstelle darüber 
hinaus Aufwendun-
gen für weitere drei 
Behandlungen als 
beihilfefähig anerken-
nen.

2. Intrazervikale, intrauterine oder 
intratubare Insemination nach 
hormoneller Stimulation mit Go-
nadotropinen

- Subfertilität des Mannes
- Immunologisch bedingte

Sterilität des Mannes
- Homologe Inseminationen

nach dieser Vorschrift sol-
len, von medizinischen
Ausnahmen wie zum Bei-
spiel bestimmten Formen
der Subfertilität des Man-
nes abgesehen, wegen
des Risikos hochgradiger
Mehrlingsschwangerschaf-
ten nur durchgeführt wer-
den, wenn nicht mehr als
drei Follikel gereift sind

Höchstens fünf

3. In-vitro-Fertilisation (IVF) mit 
Embryo-Transfer (ET),
gegebenenfalls als Zygoten-
Transfer oder als intratubarer 
Embryo-Transfer (EIFT = Em-
bryo-Intrafalliopan-Transfer)

- Zustand nach Tubenampu-
tation

- Anders (auch mikrochirur-
gisch) nicht behandelbarer
Tubenverschluss

- Anders nicht behandelba-
rer tubarer Funktionsver-
lust, auch bei Endometrio-
se

- Idiopathische (unerklärba-
re) Sterilität, sofern ein-
schließlich einer psycholo-
gischen Exploration alle
diagnostischen und sonsti-
gen therapeutischen Mög-
lichkeiten der Sterilitätsbe-
handlung ausgeschöpft
sind

- Subfertilität des Mannes,
sofern Behandlungsversu-
che nach Nr. 2 keinen Er-
folg versprechen oder er-

Höchstens vier
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Artikel 1415)

Änderung der Hessischen Urlaubsver-
ordnung

Die Hessische Urlaubsverordnung vom 
12. Dezember 2006 (GVBl. I S. 671), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19. Juni 2019 
(GVBl. S. 110), wird wie folgt geändert:

1. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Bei Wechsel von einem Beschäf-
tigungsverhältnis in ein Beamten-
verhältnis beim selben Dienstherrn 
wird Urlaub, der für eine unmittelbar 
vorhergehende Beschäftigungszeit 
zusteht und noch nicht verbraucht 
ist, dem Urlaub nach § 8 Abs. 1 hin-
zugerechnet.“

bb)  In Satz 2 werden die Wörter „un-
mittelbare Übernahme“ durch „un-
mittelbar vorhergehende Beschäf-
tigungszeit“ ersetzt und wird das 
Wort „neuen“ durch „Beamtenver-
hältnisses“ ersetzt.

Artikel 1314)

Änderung der Hessischen  
Trennungsgeldverordnung

Die Hessische Trennungsgeldverord-
nung vom 20. Oktober 2011 (GVBl. I S. 657), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom  
31. Oktober 2016 (GVBl. S. 190), wird wie 
folgt geändert:

1.  In § 4 Abs. 3 werden nach dem Wort „zu-
rück“ die Wörter „und ist ihr oder ihm die 
tägliche Rückkehr nach § 1 Abs. 1 Satz 3 
nicht zuzumuten,“ eingefügt.

2.  § 11 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 11

Inkrafttreten“

b) Satz 2 wird aufgehoben.

folglos geblieben sind
- Immunologisch bedingte

Sterilität, sofern Behand-
lungsversuche nach Nr. 2
keinen Erfolg versprechen
oder erfolglos geblieben
sind

4. Intratubarer Gameten-Transfer 
(GIFT)

- Anders nicht behandelba-
rer tubarer Funktionsver-
lust, auch bei Endometrio-
se

- Idiopathische (unerklärba-
re) Sterilität, sofern ein-
schließlich einer psycholo-
gischen Exploration alle 
diagnostischen und sonsti-
gen therapeutischen Mög-
lichkeiten der Sterilitätsbe-
handlung ausgeschöpft 
sind

- Subfertilität des Mannes, 
sofern Behandlungsversu-
che nach Nr. 2 keinen Er-
folg versprechen oder er-
folglos geblieben sind

Höchstens vier

5. Intracytoplasmatische Spermie-
ninjektion (ICSI)

- Schwere männliche Fertili-
tätsstörung, dokumentiert
durch zwei aktuelle Sper-
miogramme, die auf der
Grundlage des Handbuchs
der WHO zu „Examination
and Processing of Human
Semen“ erstellt worden
sind

Höchstens vier

“

14) Ändert FFN 323-149
15) Ändert FFN 324-44
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ändert durch Verordnung vom 19. Juni 2018 
(GVBl. S. 278), werden nach der Angabe „30 
Stunden“ jeweils ein Komma und die Angabe 
„bei nach dem 31. August 2021 geborenen 
Kindern nicht mehr als 32 Stunden,“ einge-
fügt.

Artikel 15

Zuständigkeitsvorbehalt

Soweit durch dieses Gesetz Rechtsver-
ordnungen geändert werden, bleibt die Be-
fugnis der zuständigen Stellen, die Verord-
nungen künftig zu ändern oder aufzuheben, 
unberührt.

Artikel 16

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. Abweichend von Satz 1 
treten

1.  Art. 1 Nr. 16, Art. 8 und 12 Nr. 1, 2, 6, 8 
Buchst. b und Nr. 13 mit Wirkung vom 
1. Januar 2021,

2.  Art. 14a mit Wirkung vom 1. September 
2021,

3.  Art. 3 Nr. 8 Buchst. b Doppelbuchst. bb, 
Buchst. c Doppelbuchst. aa Dreifach-
buchst. aaa und ccc, Doppelbuchst. bb 
und Nr. 9 am 31. Dezember 2021,

4. Art. 9 Nr. 1 und 2 am 1. Januar 2022,

5.  Art. 4 mit Ausnahme von Nr. 17, Art. 5  
Nr. 5 und Art. 6 am ersten Tag des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats,

6.  Art. 4 Nr. 17, Art. 13 und 14 am ersten Tag 
des auf die Verkündung folgenden Kalen-
derjahres und

7. Art. 5a am 1. Juli 2023

in Kraft.

b)  In Abs. 2 wird das Wort „Kalenderjahres“ 
durch „Urlaubsjahres“ ersetzt.

2. § 8 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 2 werden das Semikolon und 
die Wörter „zu viel genommener Urlaub 
wird vom Urlaubsanspruch des laufen-
den Urlaubsjahres abgezogen“ gestri-
chen.

b)  Als neuer Satz 3 wird angefügt:

„In einem Urlaubsjahr zu viel gewährter 
Urlaub ist so bald wie möglich durch An-
rechnung auf einen neuen Urlaubsan-
spruch auszugleichen.“

3. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 werden die Wörter „dem 
vorangegangenen“ durch das Wort 
„diesem“ ersetzt.

bb)  Nach Satz 3 wird folgender Satz ein-
gefügt:

„Dienstleistungen oder Nachtdienst-
stunden, die in einem Urlaubsjahr 
nicht zu Zusatzurlaub geführt ha-
ben, sind nicht in das nächste Ur-
laubsjahr übertragbar.“

b) Als Abs. 10 wird angefügt:

„(10) Die Höchstgrenzen nach Abs. 5 
Satz 3 und Abs. 9 Satz 2 gelten nicht im 
Jahr 2022.“

Artikel 14a16)

Änderung der Hessischen Mutterschutz- 
und Elternzeitverordnung

In § 8 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 
der Hessischen Mutterschutz- und Elternzeit-
verordnung vom 8. Dezember 2011 (GVBl. I  
S. 758, GVBl. 2012 S. 10, 340), zuletzt ge-

16) Ändert FFN 320-194

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 15. November 2021

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B e u t h
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Artikel 1¹)

Änderung der Gefahrenabwehrverord-
nung über das Halten und Führen von 

Hunden

Aufgrund des

1.  § 89 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes über 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Januar 2005 (GVBl. I S. 14), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 7. Mai 2020 
(GVBl. I S. 318),

2.  § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Februar 
1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25. Juni 2021 (BGBl. I  
S. 2099),

verordnet die Landesregierung,

3.  § 72 Abs. 1 in Verbindung mit § 71a Abs. 1 
des Hessischen Gesetzes über die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung

verordnet der Minister des Innern und für 
Sport:

In § 20 Satz 2 der Gefahrenabwehr-
verordnung über das Halten und Führen 
von Hunden vom 22. Januar 2003 (GVBl. I  
S. 54), zuletzt geändert durch Verordnung vom  
12. November 2013 (GVBl. S. 640), wird die 
Angabe „2021“ durch „2022“ ersetzt.

Artikel 2²)

Änderung der Hessischen Leistungsan-
reizeverordnung

Aufgrund des § 28 Abs. 4 Satz 2 und des 
§ 46 Abs. 3 des Hessischen Besoldungsge-
setzes vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 256, 
508), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
21. Mai 2021 (GVBl. S. 270), verordnet die 
Landesregierung:

In § 12 Satz 3 der Hessischen Leistungs-
anreizeverordnung vom 7. Dezember 2015 
(GVBl. S. 534), geändert durch Verordnung 
vom 16. Dezember 2019 (GVBl. S. 442), wird 
die Angabe „2021“ durch „2023“ ersetzt.

Artikel 3³)

Änderung der Verordnung über die Er-
laubnis für den Betrieb von Drogenkon-

sumräumen

Aufgrund des § 10a Abs. 2 des Betäu-
bungsmittelgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. März 1994 (BGBl. I  
S. 358), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
10. August 2021 (BGBl. I S. 3436), verordnet 
die Landesregierung:

In § 13 Satz 2 der Verordnung über die Er-
laubnis für den Betrieb von Drogenkonsum-
räumen vom 10. September 2001 (GVBl. I  
S. 387), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 31. Oktober 2016 (GVBl. S. 190), wird 
die Angabe „2021“ durch „2028“ ersetzt.

Artikel 4⁴)
Änderung der Verteilungs- und Unter-

bringungsgebührenverordnung

Aufgrund des

1.  § 2 Abs. 1 des Landesaufnahmegesetzes 
vom 5. Juli 2007 (GVBl. I S. 399), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 12. November 
2020 (GVBl. S. 767),

2.  § 2 des Gesetzes über die Aufnahme und 
Unterbringung von Spätaussiedlerinnen 
und Spätaussiedlern vom 24. November 
2009 (GVBl. I S. 436), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 5. Oktober 2017 (GVBl. 
S. 294),

verordnet die Landesregierung,

3.  § 4 Abs. 2 des Landesaufnahmegesetzes,

4.  § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Aufnah-
me und Unterbringung von Spätaussiedle-
rinnen und Spätaussiedlern

verordnet der Minister für Soziales und Integ-
ration im Einvernehmen mit dem Minister der 
Finanzen und dem Minister des Innern und 
für Sport:

Die Verteilungs- und Unterbringungsge-
bührenverordnung vom 21. Dezember 2009 
(GVBl. I S. 769, 2010 I S. 16), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 24. November 
2019 (GVBl. S. 333), wird wie folgt geändert:

1.  In § 6 Satz 2 Nr. 1 wird die Angabe  
„17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2541)“ durch  
„25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2020)“ ersetzt.

2.  In § 7 Satz 2 wird die Angabe „2021“ durch 
„2022“ ersetzt.

¹) Ändert FFN 310-94
²) Ändert FFN 323-161
³) Ändert FFN 354-35
⁴) Ändert FFN 37-53

Fünfzehnte Verordnung zur Verlängerung der Geltungsdauer  
und Änderung befristeter Rechtsvorschriften

Vom 9. November 2021
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Artikel 5 

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 9. November 2021

Hessische Landesregierung

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

D i e  M i n i s t e r i n  d e r  J u s t i z

K ü h n e - H ö r m a n n

D e r  M i n i s t e r 
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B e u t h

D e r  M i n i s t e r 
f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n

K l o s e
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